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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Steuerberatungsgesetz vom 16. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1301), zuletzt geändert durch 
die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1477), wird wie folgt geändert: 

1 . Hinter § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Gebühren für Zulassung, Prüfung und Wieder- 
bestellung 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag auf 
Zulassung zur Prüfung oder auf Befreiung von 
der Prüfung oder auf Wiederbestellung hat der 
Bewerber eine Gebühr von einhundertfünfund- 
zwanzig Deutsche Mark an die bestellende Be- 
hörde zu zahlen. Die Gebühr ist bei Stellung des 
Antrags zu entrichten. 

(2) Für die Prüfung hat bis zu einem von der 
bestellenden Behörde zu bestimmenden Zeit- 
punkt 

1. der Bewerber für die Steuerberater- 
prüfung eine Gebühr von dreihundert 
Deutsche Mark, und 

2. der Bewerber für die Steuerbevoll- 
mächtigtenprüfung eine Gebühr von 
zweihundert Deutsche Mark 

an die bestellende Behörde zu zahlen. Zahlt der 
Bewerber die Gebühr nicht rechtzeitig, so gilt 
dies als Verzicht auf die Zulassung zur Prüfung. 
Tritt der Bewerber bis zu dem von der bestellen- 
den Behörde zu bestimmenden Zeitpunkt von der 
Prüfung zurück, so wird die Gebühr nicht erho- 
ben. Tritt der Bewerber bis zum Ende der Bear- 
beitungszeit für die letzte Klausurarbeit zurück, 
so ist die Gebühr zur Hälfte zu erstatten. " 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Bestellende Behörde und Gebühren" 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Für die Bestellung werden keine Ge- 
bühren erhoben." 


: 3. Hinter § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

„§ 17 a 

Gebühren für die Anerkennung 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag auf 
Anerkennung als Steuerberatungsgesellschaft 
hat die Gesellschaft eine Gebühr von fünfhun- 
dert Deutsche Mark an die oberste Landesbe- 
hörde zu zahlen. 

(2) Für die Erteilung einer Ausnahmegeneh- 
migung nach § 17 Abs. 2 hat die Gesellschaft 
eine Gebühr von zweihundert Deutsche Mark an 
die oberste Landesbehörde zu zahlen. 

(3) Die Gebühr nach Absatz 1 oder Absatz 2 
ist jeweils bei Stellung des Antrags zu entrich- 
ten." 

i 4. Hinter § 101 wird folgender § 101 a eingefügt: 

„§ 101 a 

Gebühren für die Bestellung eines Vertreters. 
Für die Bestellung eines Vertreters ist 'eine 
Gebühr von einhundert Deutsche Mark an die 
bestellende Behörde zu zahlen. Die Gebühr ist 
bei Stellung des Antrags zu entrichten." 

5. An § 109 werden folgende Absätze 4 bis 6 an- 
gefügt: 

„(4) Ein Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigter, der am 1. November 1961 das 50. Lebens- 
jahr vollendet und in der Zeit vom 1. Januar 1952 
bis zum 31. Oktober 1961 befugt und ununterbro- 
chen eine der in § 22 Abs. 4 bezeichneten Tätig- 
keiten ausgeübt hat, kann diese Tätigkeit weiter 
ausüben, wenn die hieraus erzielten Einkünfte 
im Durchschnitt der Jahre 1957 bis 1961 nicht 
weniger als die Hälfte und nicht mehr als das 
Doppelte der Einkünfte aus seiner Tätigkeit als 
Steuerberater oder als Helfer in Steuersachen 
betragen haben. 

(5) Hat ein ehemaliger Steuerberater oder 
Helfer in Steuersachen keinen Antrag nach Ab- 
satz 2 gestellt, weil er eine der in § 22 Abs. 4 
bezeichneten Tätigkeiten nicht aufgeben wollte, 
so wird er auf Antrag als Steuerberater oder als 
Steuerbevollmächtigter in das Berufsregister ein- 
getragen, wenn die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 4 vorliegen. Hat ein ehemaliger Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter auf seine 
Bestellung verzichtet, weil er eine der in § 22 
Abs. 4 bezeichneten Tätigkeiten nicht aufgeben 
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wollte, oder ist aus diesem Grunde seine Bestel- 
lung zurückgenommen worden, so wird er auf 
Antrag als Steuerberater oder als Steuerbevoll- 
mächtigter wiederbestellt, wenn die Vorausset- 
zungen des Absatzes 4 vorliegen. Über den An- 
trag entscheidet die bestellende Behörde nach An- 
hörung der zuständigen Berufskammer. Der An- 
trag kann nur bis zum 31. Dezember 1968 gestellt 
werden. Gebühren werden nicht erhoben. 

(6) Erfüllt ein Steuerberater oder Steuerbe- 
vollmächtigter, der eine der in § 22 Abs. 4 be- 
zeichneten Tätigkeiten seit dem 1. November 
1961 ununterbrochen ausübt, nicht die Vorausset- 
zungen des Absatzes 4. so kann er diese Tätig- 
keiten noch bis zum 31. Dezember 1968 weiter 
ausüben.' 1 

6. § 118 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1 Buchstabe d wird gestrichen. 

b) In Nummer 3 werden die Worte „und die 
Gebühren für die Anerkennung 11 gestrichen. 
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Artikel II 

! Die §§ 35, 36 der Verordnung zur Durchführung 
des Steuerberatungsgesetzes vom 1. August 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 537) werden aufgehoben. 

1 A r t i k e 1 III 

i 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Der vorliegende Gesetzentwurf zieht die notwendi- 
gen gesetzgeberischen Folgen aus dem BVerfG- 
Beschluß vom 11. Oktober 1966 — 2 BvR 179, 476 
und 477 7 64 • — und dem BVerfG-Beschluß vom 
15. Februar 1967 — BvR 569 und 589/62 — (BVerfGE 
20, 257 und 21, 173). 


Zu Artikel I 
Zu Nummern 1, 2 und 3 

Durch den BVerfG-Beschluß vom 11. Oktober 1966 
war die in dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen enthaltene Ermächtigungsvorschrift für den 
Erlaß von Gebührenvorschriften als mit Artikel 80 
Abs. 1 GG unvereinbar erklärt worden. Es ist anzu- ! 
nehmen, daß dies auch für die Ermächtigungsvor- 
schrift in § 118 StBerG gilt, soweit danach durch 
eine Rechtsverordnung Gebührenregelungen getrof- 
fen werden können. Demgemäß wird man davon 
ausgehen müssen, daß es für die Gebührenvorschrif- 
ten in den §§ 35 und 36 der Verordnung zur Durch- 
führung des StBerG an einer ausreichenden gesetz- 
lichen Ermächtigung fehlt. Es ist deshalb notwendig, 
entweder eine dem Artikel 80 Abs. 1 GG entspre- 
chende Ermächtigung zu schaffen oder unmittelbar 
die Gebührenvorschriften mit Gesetzeskraft auszu- 
statten. Zweckmäßig erscheint es hier, die genannten 
Vorschriften in das Steuerberatungsgesetz zu über- j 
nehmen und, soweit erforderlich, zu ergänzen. 
Im einzelnen handelt es sich um die Gebühren für 
die Zulassung zur Steuerberater- und Steuerbevoll- 
mächtigtenprüfung und für deren Durchführung, für 
die Wiederbestellung ehemaliger Berufsangehöriger, ! 
für die Bestellung eines Vertreters, sowie für die 
Anerkennung von Steuerberatungsgesellschaften. 

Zu Nummer 4 

Nach § 22 Abs. 4 des Steuerberatungsgesetzes 
(StBerG) dürfen Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigte keine mit dem Beruf unvereinbare Tätig- 
keit ausüben. Dies gilt insbesondere für eine ge- 
werbliche Tätigkeit und eine Tätigkeit als Arbeit- 
nehmer, soweit letztere nicht in einem Angestellten- 
verhältnis bei einem anderen Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigten, bei einem Wirtschaftsprüfer 
oder bei einer Steuerberatungsgesellschaft ausgeübt 
wird (§ 23 StBerG). Bis zum Inkrafttreten des 
Steuerberatungsgesetzes am 1. November 1961 hat 
eine größere Anzahl von Steuerberatern und Steuer- 
bevollmächtigten eine solche, bis dahin durchaus 
zulässige Nebentätigkeit ausgeübt. Diese Neben- 
tätigkeit hätte mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Steuerberatungsgesetzes aufgegeben werden 
müssen; denn eine Übergangsregelung war nicht 
vorgesehen. In dem BVerfG-Beschluß vom 15. Fe- 
bruar 1967 wird festgestellt, daß hier durch das 
Fehlen einer Ubergangsregelung das Grundrecht 


aus Artikel 12 Abs. 1 GG verletzt werde. Es sei 
deshalb notwendig, noch nachträglich eine entspre- 
chende Übergangsregelung zu treffen. Für deren 
Gestaltung könnten Zeitdauer, Art und wirtschaft- 
liche Bedeutung der Nebentätigkeit, Alter des Be- 
troffenen und die für ihn bestehende Möglichkeit, 
die Nebentätigkeit ohne wirtschaftliche Einbuße ab- 
zuwickeln, von Bedeutung sein. 

In den vorliegenden Gesetzentwurf werden von den 
genannten Merkmalen nur die übernommen, deren 
Vorliegen heute, sechs Jahre nach Inkrafttreten des 
Steuerberatungsgesetzes, noch einigermaßen zu- 
treffend feststellbar ist. Dies ist der Fall bei der Zeit- 
dauer der Nebentätigkeit, beim Alter des Betrof- 
fenen am 1. November 1961 und beim Umfang seiner 
damals erzielten jeweiligen Einkünfte. Wenn der 
Betroffene im Jahre 1961 das 50. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatte, soll ihm ein Verzicht auf die 
Nebentätigkeit in jedem Fall zugemutet werden 
können. Wenn er das 50. Lebensjahr bereits voll- 
endet hatte, gilt dies nur dann, wenn die Neben- 
tätigkeit im Verhältnis zur Haupttätigkeit von unter- 
geordneter Bedeutung war. Umgekehrt soll ihm aber 
auch der Verzicht auf die Steuerberatungstätigkeit 
zugemutet werden können, wenn diese von unter- 
geordneter Bedeutung war. Als untergeordnet soll 
jeweils die Tätigkeit gelten, die weniger als die 
Hälfte der anderen Tätigkeit ausmacht. Eine an sich 
unzulässige Tätigkeit neben der Steuerberatungs- 
tätigkeit wird deshalb durch die Ubergangsregelung 
dann erlaubt, wenn sie im Durchschnitt der Jahre 
1957 bis 1961 entweder mehr als die Hälfte oder 
weniger als das Doppelte der Steuerberatungstätig- 
keit ausgemacht hat. Sind diese Voraussetzungen 
erfüllt, so kann die Nebentätigkeit weiter ausge- 
übt oder wieder aufgenommen werden. Ebenso kann 
unter denselben Voraussetzungen auch die Steuer- 
beratungstätigkeit wieder aufgenommen werden, 
wenn sie im Hinblick auf § 22 Abs. 4 StBerG einge- 
stellt worden war, ein Fall, der, wenn er überhaupt 
vorkommt, doch sehr selten sein dürfte. 

Zu Artikel II 

Die Vorschriften in §§ 35 und 36 Durchführungsver- 

ordnung zum Steuerberatungsgesetz müssen aufge- 
hoben werden. Vgl. Begründung zu Artikel I Nr. 1 
bis 3. 

Zu Artikel III 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Berlin- 

Klausel. 

Zu Artikel IV 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


4 



